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Bekanntmachung 
des Jnkrafttretens des Zweiten Staatsvertrages 

zur Anderung medienrechtlicher S taatsverträge 
(Zweiter Medienänderungsstaatsvertrag) 

Nachdem am 29. Juni 2022 alle Ratifika tionsurkunden 
bei der Staa tska nzlei des Landes Nordrhein-Westfalen, 
Vorsitzland der Ministerpräsidentenkonferenz, hinterlegt 
waren, ist der Staatsvertrag gemäß seines Artikels 3 Ab­
satz 2 Satz 1 am 30. Juni 2022 in Kraft getreten . 

Düsseldorf, 5. Juli 2022 

Der Ministerpräs ident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Hendrik W ü s t 

- GV. NRW. 2022 S. 831 

45 

Verordnung über die elektronische 
Kommunikation und Aktenführung in Angelegen­

heiten der strafrechtlichen Zusammenarbeit mit 
dem Ausland im Land Nordrhein-Westfa len 

(ERVVO RHS t) 

Vom 7. Jun i 2022 

Auf Grund des § 77b des Gesetzes über die internatio­
na le Rechtshilfe in Strafsachen in der Fass ung der Be­
ka nntmachung vom 27. Juni 1994 (BGB!. I S. 1537) , des­
sen Satz 2 bis 4 durch Artikel 1 Nummer 4 des Gesetzes 
vom 18. Oktober 2010 (BGB!. S. 1408) eingefügt und des­
sen Satz 1 zuletzt durch Artikel 163 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGB!. I S. 1474) geä ndert worden ist , in 
Verbindung mit § 1 Absatz 2 Satz 1 des Justizgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 26. Ja nuar 2010 (GV. NRW. 
S. 30), der zuletzt durch Gesetz vom 23. Februar 2022 
(GV. NRW. S. 254) geä ndert worden ist, verordnet das Mi­
ni sterium der Justiz: 

§ 1 

Zulassung der e lektronischen Kommunikation 
im Bereich der Rechtshilfe in Strafsachen 

Gerichte und Behörden können nach Maßgabe der nach­
fo lgenden Vorschriften elektronische Nachrichten zum 
Zweck der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen 
von ausländischen Gerichten und Behörden empfangen 
oder an diese übermitteln. Die a n dem elektronischen 
Nachrichtenverkehr teilnehmenden Behörden sowie der 
Zeitpunkt, ab dem sie daran teilnehmen, werden in der 
Anlage 1 bezeichnet. 

§ 2 

Ü bermittlung von Nachrichten 

Die Übermittlung von Nachrichten nach § 1 erfolgt über 
den deutschen e-Justice Communication via Online Da ta 
Exchange-Zugangs punkt , im Folgenden e-CODEX-Zu­
gangspunkt, unter Nutzung des Elektronischen Ge­
richts- und Verwaltungspostfachs (EGVP) oder des 
e-Evidence Digi tal Exchange Sys tems (eEDES). 

§ 3 

Arten und Formate der zu übermitte lnden Dokumente 

(1) Nachrichten nach § 1 bestehen aus e inem Dokument 
im Portable Document Format, im Folgenden PDF, und 
maschinenlesbaren Daten im Format Extensible Markup 
La nguage (XML). Das Dokument enthä lt das an di e 
empfangende Behörde zu übermittelnde, das Rechtshil­
feersuchen betreffende Anschreiben. Das Beifügen von 
Anhängen ist zulässig . 

(2) Die übermittelnde Behörde ist dafür verantwortlich, 
dass das Dokument und die Anhä nge schädliche akt ive 
Komponenten , wie beispielsweise Viren, Trojaner oder 
Würmer, nicht enthalten. 

§4 

Gewährleis tung der Authentizität von an das Ausland zu 
übermitte lnden Dokumenten und der Integrität von zu 

übermitte lnden Dokumenten und Nachrichten 

(1) Eine Mehrfertigung des Dokuments ist durch eine in 
Nummer 9 Absa tz l der Richtlinien für den Verkehr mit 
dem Ausland in stra frechtlichen Angelegenheiten in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Dezember 2016 
(BAnz AT 12.10.2017 Bl) in der jeweils geltenden Fas­
sung bezeichnete Person zu unterzeichnen. Die unter­
zeichnete Mehrfertigung ist zu den Akten zu nehmen. 
Das Dokument ist elektronisch als PDF zu speichern 
und mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
nach der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europä i­
schen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über 
elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für 
elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur 
Aufhebung der Richtlinie 1999/ 93 /EG (ABl. L 257 vom 
28.8.2014, S. 73; L 23 vom 29.1.2005, S. 19 ; L 155 vo m 
14.6.2016, S. 44) in der jeweils geltenden Fassung zu ver­
sehen . 

(2) Die qualifizierte elektronische Signatur kann durch 
ein anderes sicheres Verfahren im Sinne des § 77a Ab­
sa tz 2 des Gesetzes über die interna tionale Rechtshilfe in 
Strafsachen in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. 
Juni 1994 (BGB!. I S. 1537) , das zul etzt durch Artikel 29 
des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BG_Bl. I S . 4607) ge­
ändert worden ist, ersetzt werden. Bei Ubermittlung über 
einen e-CODEX-Zugangspunkt stellt die Beifügung des 
„Trust-OK-Tokens" nach Maßgabe des sich aus Anlage 2 
ergebenden europä ischen Standards ein solches sicheres 
Verfahren dar. 

(3) Dem Dokument beizufügende Anhänge sind, sofern 
sie nicht schon elektronisch vorliegen , durch Einscannen 
in die elektronische Form zu übertragen. Ist ein beizufü­
gendes Schriftstück mit einem Beglaubigungsvermerk 
versehen , ist im Dokument die bildliche und inhaltli che 
Übereinstimmung des auf dem beigefügten Schriftstück 
a_ngebrachten Beglaubigungsvermerks zu bestätigen. Die 
Ubertragung hat nach dem Stand der Technik zu erfo l­
gen . Sie genügt dieser Anforderung insbesondere, wenn 
den Anforderungen der Technischen Richtlinie 03138 Er­
setzendes Scannen (RESISCAN) des Bundesamtes für 
Sicherheit in der Informationstechnik vom 23. April 
2020 genügt wird. Eingescannte Leerseiten werden nicht 
übersandt. 

(4) Abweichend von Nummer 9 Absatz 3 der Richtlinien 
für den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen An­
gelegenheiten bedarf es der Beifügung eines Abdrucks 
des Dienstsiegels nicht. 

§ 5 
Prüfung der Authentizitä t und Integritä t von aus dem 
Ausland übermittelten Dokumenten und Nachrichten 

(1) Sofern nach dem Gesetz über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen für die Le istung von Rechts­
hilfe die Einreichung schriftlicher Unterlagen ein­
schließlich Originalen oder begla ubigten Abschriften 
vorgesehen is t, ist die Vorlage elektronischer Dokumente 
zulässig, die mit qualifizierter elektronischer Signatur 
versehen sind. 

(2) Die qualifizierte elektronische S ignatur kann durch 
ein anderes sicheres Verfahren im Sinne des § 77a Ab­
sa tz 2 des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen ersetzt werden . Bei Übermittlung über einen 
e-CODEX-Zugangspunkt stellt die Beifügung des 
„Trust-OK-Tokens" nach Maßgabe des sich aus Anlage 2 
ergebenden europäi schen Standards ein solches sicheres 
Verfahren dar. 

(3) Sofern eine qualifizierte elektronische Signatur nach 
der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 verwendet wird , müs­
sen diese und das ihr zugrunde liegende Zertifikat durch 
das adressierte Gericht oder durch eine andere von der 
Landesjustizverwaltung mit der automatisierten Über­
prüfung beauftragt e Stelle prüfbar sein . 
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